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Satzung liber die Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Verwertung
und Zufiihrung zur Beseitigung von Abfillen in der Stadt Wasserburg a. Inn
(Abfallwirtschaftssatzung)

Vom 08.11.2021

Auf Grund von Art. 3 Abs. 2 und Art. 7 Abs. 1 des Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes —
BayAbfG — und § 7 Satz 4 der Verordnung Uber die Entsorgung von gewerblichen Siedlungs-
abfallen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfallen (GewAbfV)in Verbindung mit Art. 24
Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO)
und aufgrund der Rechtsverordnung des Landkreises Rosenheim nach Art. 5 Abs. 1 BayAbfG
vom 16.07.2007, erlasst die Stadt Wasserburg a. Inn folgende Satzung:

§1
Aufgabeniibertragung

(1) Der Landkreis Rosenheim entsorgt die in seinem Gebiet anfallenden Abfalle nach Mal3-
gabe der Gesetze und seiner Abfallwirtschaftssatzung durch eine 6ffentliche Einrichtung.

(2) Durch Rechtsverordnung nach Art. 5 Abs. 1 BayAbfG hat der Landkreis Rosenheim der
Stadt Wasserburg a. Inn bestimmte Aufgaben nach MalRgabe von § 2 Abs. 4 dieser Satzung
ubertragen. Zur Erfillung dieser Aufgabe kann sich die Stadt Wasserburg a. Inn Dritter, insbe-
sondere privater Unternehmen bedienen.

§2
Zielsetzung, Aufgaben und Grundsatze der Abfallwirtschaft

(1) Im Rahmen der Férderung der Kreislaufwirtschaft, zur Schonung der natirlichen Res-
sourcen und zur Sicherung der umweltvertraglichen Beseitigung von Abfallen nimmt die Stadt
folgende Aufgaben wabhr:

1. die Forderung der Abfallvermeidung;

2. die Zufuhrung von Abfallen zur Wiederverwendung;

3. die Zufuhrung von Abfallen zum Recycling;
4

. die Zufihrung von Abfallen zur sonstigen Verwertung; insbesondere energetischen Verwer-
tung und Verflllung;

5. die Zufuhrung von Abfallen zur Behandlung und Ablagerung an den Landkreis.

(2) Die Aufgaben nach Abs. 1 umfassen insbesondere auch die hierfur erforderlichen MaR-
nahmen des Bereitstellens, Uberlassens, Sammelns, Einsammelns durch Hol- und
Bringsysteme, Beférderns, Behandelns und Lagerns.

(3) Zu den Aufgaben gehdren auch die Information und die Beratung tber Moglichkeiten
der Vermeidung, Wiederverwendung, Verwertung und Beseitigung von Abfallen (Abfallbera-
tung).

(4) Im Rahmen der auf die Stadt Wasserburg a. Inn Gbertragenen Aufgaben ist sie zustan-
dig fur:
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1. das Einsammeln und Befordern von Abfallen zur Beseitigung aus dem privaten Herkunfts-
bereich und den hausmdillahnlichen Abfallen zur Beseitigung aus dem nicht privaten
Herkunftsbereich, soweit sie in Behaltern bis 1.100 Litern bereitgestellt werden;

2. das Einsammeln, Befordern und Entsorgen von Abfallen zur Verwertung;

3. den Betrieb eines Wertstoffhofes, in dem neben den vorgenannten Abfallen insbesondere
auch Problemabfalle und Altgerate nach dem ElektroG angenommen werden.

Zu diesem Zweck betreibt die Stadt Wasserburg a. Inn eine eigene Abfallentsorgungseinrich-
tung als offentliche Einrichtung und halt ferner geeignete Systeme, insbesondere
Wertstoffinseln und einen Wertstoffhof bereit.

(5) Jeder Benutzer der Abfallentsorgungseinrichtung hat die Menge der bei ihm anfallen-
den Abfélle und ihren Schadstoffgehalt so gering wie nach den Umstanden mdglich und
zumutbar zu halten. Er hat alles zu unterlassen, was zur Erzeugung von vermeidbarem Abfall
fuhrt. Die Stadt wirkt bei der Gestaltung von Arbeitsablaufen in ihren Dienststellen und Einrich-
tungen sowie deren Betrieb und bei ihrem sonstigen Handeln, insbesondere im Beschaffungs-
und Auftragswesen und bei Bauvorhaben sowie bei Veranstaltungen in ihren Einrichtungen
und auf ihren Grundstlicken einschlief3lich éffentlicher Verkehrsflachen darauf hin, dass mog-
lichst wenig und mdglichst schadstoffarmer Abfall entsteht, entstehender Abfall verwertet und
die Verwendung von Produkten aus wiederverwerteten Stoffen geférdert wird. Bei Veranstal-
tungen in ihren Einrichtungen und auf ihren Grundsticken einschlieBlich 6ffentlicher
Verkehrsflachen sind Speisen und Getranke nur in pfandpflichtigen und wiederverwendbaren
Behaltnissen und mit wiederverwendbaren Bestecken abzugeben, sofern nicht Griinde der
offentlichen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen. Im Rahmen ihrer Méglichkeiten veran-
lasst die Stadt, dass Gesellschaften des privaten Rechts, an denen sie beteiligt ist,
entsprechend verfahren. Sie berat die Abfallbesitzer Uber Mdglichkeiten der Vermeidung und
Verwertung von Abfallen in ihrem Zustandigkeitsbereich.

(6) Schadstoffe sind soweit wie méglich dem Abfall fernzuhalten. Dazu gehoéren nicht nur
diejenigen Stoffe, die von der Einsammlung ausgenommen sind, sondern auch alle anderen
in Haushalten Ublicherweise anfallenden Stoffe, die wegen ihrer chemischen oder physikali-
schen Eigenschaften Luft, Wasser oder Boden nachhaltig zu verunreinigen in der Lage sind
und fir die eine besondere Entsorgungsmadglichkeit eingerichtet ist.

(7) Die Abfallbesitzer sind verpflichtet, alle diejenigen Stoffe, fiir die gesonderte Sammel-
systeme durch die Stadt oder dem Landkreis oder in deren Auftrag durch Dritte eingerichtet
worden sind (§ 15), getrennt und sortenrein zu sammeln und an den dafiir vorgesehenen Stel-
len getrennt anzuliefern oder bereitzustellen.

§3

Begriffsbestimmungen

(1) Die Abfallentsorgungseinrichtung im Sinn dieser Satzung umfasst die Bereitstellung,
die Uberlassung, die Sammlung, die Beférderung, die Vorbereitung zur Wiederverwendung,
die Verwertung und die Zufihrung zur Beseitigung von Abféallen sowie die Férderung der Ab-
fallvermeidung, einschlieRlich der Uberwachung dieser Verfahren.

(2) Die Abfallentsorgung im Sinn dieser Satzung umfasst vor allem die Wiederverwen-
dung von Abfallen und die stoffliche Abfallverwertung, soweit sie durch die Stadt zu entsorgen
sind, sowie die hierzu erforderlichen MalRnahmen des Einsammelns, Befoérderns des Zwi-
schenlagerns und dem Zufiihren der Abfalle zum Behandeln und Ablagern an den Landkreis.

(3) Abfille im Sinn dieser Satzung sind alle Stoffe oder Gegenstande, deren sich ihr Besit-
zer entledigt, entledigen will oder entledigen muss (§ 3 Abs. 1 Satz 1 KrWG). Abfalle die
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verwertet werden, sind Abfalle zur Verwertung. Abfalle, die nicht verwertet werden, sind Abfalle
zur Beseitigung (§ 3 Abs. 1 Satz 2 Kr'WG). Keine Abfélle im Sinn dieser Satzung sind die in §
2 Abs. 2 KrWG genannten Stoffe.

(4) Abfélle aus privaten Haushaltungen sind Abfélle, die in privaten Haushalten im Rah-
men der privaten Lebensflihrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehérigen
Grundstuicks- oder Gebaudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohn-
heimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. Alle nicht Satz 1 zuordenbaren Abfalle
sind Abfélle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen.

(5) Restabfall ist Abfall zur Beseitigung.

(6) Bioabfall ist Abfall zur Verwertung aus tierischer oder pflanzlicher Herkunft oder aus
Pilzmaterialien, der durch Mikroorganismen, bodenlebende Lebewesen oder Enzyme abge-
baut werden kann. Gartenabfall ist holziger Bioabfall (bestehend aus Grin- und
Strauchschnitt, Asten und Wurzeln von Strauchern oder Bdumen) sowie Laub und Rasen-
schnitt.

(7) Sperrabfall im Sinn dieser Satzung ist Restabfall, der wegen seiner Grofde, seines Ge-
wichts oder seiner sonstigen Beschaffenheit auch nach zumutbarer Zerkleinerung nicht in die
bereitgestellten stadtischen Restabfallbehalter eingefiillt werden kann.

(8) Grundstiick im Sinn dieser Satzung ist jedes raumlich zusammenhangende und einem
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentiimers, das eine selbstan-
dige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstlicke oder Teile von
Grundsticken im Sinne des Grundbuchrechts handelt. Rechtlich verbindliche planerische
Festlegungen sind zu bertcksichtigen.

(9) Grundstiickseigentiimern im Sinn dieser Satzung stehen Erbbauberechtigte, Woh-
nungseigentiimer und Teileigentimer, Wohnungserbbauberechtigte und
Teilerbbauberechtigte, NieRbraucher und ahnlich zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Be-
rechtigte gleich. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie
haften als Gesamtschuldner.

(10) Abfallbesitzer sind die Personen, die gemal § 3 Abs. 9 KrWG als Abfallbesitzer defi-
niert sind.

§4

Ausschliisse

(1) Von der Einsammlung und Beférderung durch die Stadt sind folgende Abfalle ausge-
schlossen:
1. Fakalien, Dung, Mist, Streu und Exkremente;
2. Klarschlamm und Fakalschlamm und sonstige Schlamme;

3. Abfalle, die wegen ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht in den zugelassenen Abfall-
behaltnissen (§ 13 Abs. 2) gesammelt oder nicht mit den Abfallsammelfahrzeugen beférdert
werden konnen;

4. Sperrabfall, soweit er nicht gemal § 15 Abs. 2 Nr. 3 eingesammelt und befdrdert werden
kann;

5. Nahrungsmittelabféalle oder nicht zum Verkauf geeignete Lebensmittel einschliellich Ku-
chen- und Speiseabfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten;
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6. Abfalle, die aufgrund eines Gesetzes zur abfallwirtschaftlichen Produktverantwortung oder
im Zusammenhang mit einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung von Dritten
zurtick zu nehmen sind. Ausgenommen davon sind Verpackungen aus Papier, soweit
hierfur eine Mitbenutzungsvereinbarung mit einem Rucknahmesystem fur Verkaufsverpa-
ckungen abgeschlossen ist.

7. Alle Abfalle, mit Ausnahme von sauberem Bauschutt, die der Landkreis von der Einsamm-
lung, Beférderung und Entsorgung ausgeschlossen hat.

(2) Bei Zweifeln dartber, ob und inwieweit ein bestimmter Abfall im Einzelfall von der Stadt
einzusammeln und zu beférdern ist, entscheidet die Stadt oder deren Beauftragter. Der Stadt
ist auf Verlangen nachzuweisen, dass es sich nicht um einen von der Sammlung und Befor-
derung ganz oder teilweise ausgeschlossenen Abfall handelt; die Kosten fir diesen Nachweis
hat der nachweispflichtige Abfallbesitzer zu tragen.

(3) Soweit Abfalle von der Einsammlung und Beférderung durch die Stadt ausgeschlossen
sind, dirfen sie nur mit besonderer schriftlicher Zustimmung der Stadt der Rest- oder Sper-
rabfallsammlung Gberlassen werden.

§5

Anschluss- und Uberlassungsrecht

(1) Die Grundstuckseigentiimer im Gebiet der Stadt sind berechtigt, von der Stadt den An-
schluss ihrer im Entsorgungsgebiet gelegenen Grundsticke an die 6ffentliche
Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt zu verlangen (Anschlussrecht). Ausgenommen sind
die nicht zu Wohnzwecken, gewerblichen und freiberuflichen Zwecken nutzbaren bzw. fiir eine
solche Nutzung nicht vorgesehenen Grundstlcke, auf denen Abfalle, flr die nach Abs. 2 ein
Uberlassungsrecht besteht, nicht oder nur ausnahmsweise anfallen.

(2) Die Anschlussberechtigten und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten
Grundstickes Berechtigten, insbesondere Mieter und Pachter, haben das Recht, den gesam-
ten auf ihren Grundstlicken oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall nach MalRgabe der §§ 10
bis 18 der dffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt zu tiberlassen (Uberlassungs-
recht). Soweit auf nicht anschlussberechtigten Grundstlicken Abfalle anfallen, ist ihr Besitzer
berechtigt, sie in geeigneter Weise der 6ffentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu tberlas-
sen.

(3) Vom Uberlassungsrecht nach Abs. 2 sind die in § 6 Abs. 8 Nr. 1 bis 4 dieser Satzung
genannten Abfalle ausgenommen.

§6

Anschluss- und Uberlassungszwang

(1) Die Grundstuickseigentimer im Stadtgebiet sind verpflichtet, ihre im Entsorgungsgebiet
liegenden Grundstlicke an die 6ffentliche Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt anzuschlie-
Ren (Anschlusszwang). Ausgenommen sind die nicht zu Wohnzwecken, gewerblichen und
freiberuflichen Zwecken nutzbaren bzw. fur eine solche Nutzung nicht vorgesehenen Grund-
stiicke, auf denen Abfélle, fir die nach den Absatzen 7 und 8 ein Uberlassungszwang besteht,
nicht oder nur ausnahmsweise anfallen. Den Nachweis hat der Grundstlickseigentiimer zu
erbringen.

(2) Grundstuckseigentumer im Geltungsbereich der Satzung Gber die besonderen Anforde-
rungen an die Gestaltung von baulichen Anlagen und Werbeanlagen in der Stadt Wasserburg
a. Inn (Gestaltungssatzung) kénnen auf Antrag vom Anschlusszwang an das Holsystem fur
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die Papier- und Biotonne befreit werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass auf dem
unter Anschlusszwang stehenden Grundstiick kein Platz zur Aufstellung vorhanden ist. Satz 1
gilt auch flr Grundstiicke auf denen durch bauliche MaRnahmen kein Platz geschaffen werden
kann und fur Baudenkmaler. Der anfallende Papier- und Bioabfall ist dann im Bringsystem
gemal § 15 Abs. 2 Nr. 1 n und o zu entsorgen.

(3) Grundstuckseigentimer kénnen auf Antrag vom Anschlusszwang an das Holsystem fur
die Biotonne befreit werden, wenn sie eine fachgerechte und ordnungsgemafe Eigenverwer-
tung (Eigenkompostierung) des dafiir geeigneten Bioabfalls auf dem anschlusspflichtigen
Grundstlick nachweisen kénnen und dafir eine geeignete, nicht befestigte Gartenflache von
mindestens 50 m? je auf dem Grundstlick gemeldeten Bewohner vorhalten. Der zur Eigenver-
wertung nicht geeignete Bioabfall ist dann im Bringsystem gemal § 15 Abs. 2 Nr. 1 0 zu
entsorgen.

(4) Grundstuckseigentiumer kénnen auf Antrag vom Anschlusszwang an das Holsystem flr
die Rest-, Papier- und Bioabfalltonne befreit werden, wenn eine ordnungsgemale Leerung
der Abfallbehaltnisse auch unter MaRgabe des § 13 Abs. 4 nicht oder nur mit unverhaltnisma-
Rigem Aufwand mdglich ware. Restabfall, Papier und Bioabfall ist dann im Bringsystem geman
§ 15 Abs. 2 Nr. 1 n und o bzw. Nr. 4 zu entsorgen.

(5) Grundstuckseigentimer kénnen auf Antrag vom Anschlusszwang an das Holsystem fur
die Papier- und Bioabfalltonne befreit werden, wenn auf einem ausschlielich gewerblich ge-
nutzten Grundstlck Papier- und Bioabfalle nicht oder nur ausnahmsweise anfallen. Der
anfallende Papier- und Bioabfall ist dann im Bringsystem gemaf § 15 Abs. 2 Nr. 1 nund o zu
entsorgen.

(6) Befreiungen vom Anschlusszwang kénnen mit Auflagen versehen werden und dirfen
nur auf Widerruf erteilt werden. Eine Befreiung kann insbesondere widerrufen werden, wenn
Abfalle fur die eine Befreiung vom Anschlusszwang im Holsystem besteht, nicht im Bringsys-
tem entsorgt werden.

(7) Die Anschlusspflichtigen und sonstige zur Nutzung eines anschlussberechtigten Grund-
stucks Berechtigte, insbesondere Mieter und Pachter, haben nach MaRRgabe des § 17 KiWG
und mit Ausnahme der in Absatz 8 genannten Abfalle den gesamten auf ihren Grundstlicken
oder sonst bei ihnen anfallenden Abfall gemaf’ der §§ 10 bis 18 der offentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung der Stadt zu tberlassen (Uberlassungszwang). Insbesondere Mietern und
Pachtern ist vom Grundstickseigentumer auf Verlangen ein geeignetes Abfallbehaltnis in der
erforderlichen GroRRe bereitzustellen. Soweit auf nicht anschlusspflichtigen Grundstiicken Ab-
falle anfallen, sind diese durch ihren Besitzer unverziglich und in geeigneter Weise der
offentlichen Abfallentsorgungseinrichtung zu Uberlassen. Fallen auf Grundstticken, fur die ein
Uberlassungsrecht besteht, Abfalle nur in unregelmaRigen Abstanden oder nur voriiberge-
hend an (z. B. bei Veranstaltungen, Volksfesten, auf Baustellen usw.), so kann die Stadt im
Einzelfall den Anschluss und die Benutzung von zugelassenen Abfallbehaltnissen auch ge-
genuber Personen anordnen, die nicht Eigentimer des Grundstlicks sind. Insoweit finden die
Vorschriften dieser Satzung entsprechende Anwendung. Abfalle zur Beseitigung sind schon
an der Anfallstelle von den Abféllen zur Verwertung getrennt zu halten. Fir den gesamten in
der Stadt anfallenden Abfall zur Beseitigung (mit Ausnahme der in Absatz 8 ausgeschlossenen
Abfallarten) besteht Uberlassungspflicht an die Stadt nach MaRgabe des § 17 KrWG.

(8) Vom Uberlassungszwang nach Absatz 7 sind ausgenommen:

1. die in § 4 Abs. 1 genannten Abfalle;

2. die durch Verordnung nach § 28 Abs. 3 KrWG zur Beseitigung auBerhalb von Anlagen i.S.
des § 28 Abs. 1 Kr'WG zugelassenen Abfalle, soweit diese nach den Vorschriften der Ver-
ordnung beseitigt werden;
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3. die durch Einzelfallentscheidung nach § 28 Abs. 2 KrWG zur Beseitigung auf3erhalb von
Anlagen i.S. des § 28 Abs. 1 K'WG zugelassenen Abfalle, soweit diese gemal den Anfor-
derungen der Einzelfallentscheidung beseitigt werden;

4. die Abfalle, deren Beseitigung dem Inhaber einer Abfallbeseitigungsanlage nach § 29 Abs.
2 KrWG ubertragen worden ist.

(9) Im Rahmen ihrer Verpflichtungen nach den Absatzen 1 bis 8 dlrfen die Anschluss- und
Uberlassungspflichtigen auf ihren Grundstiicken Anlagen zur Beseitigung von Abféllen weder
errichten noch betreiben. Das Recht, Abfalle zur Verwertung zu verwerten, bleibt unberihrt;
das gilt insbesondere fur die Eigenkompostierung organischer Reststoffe und nach Maligabe
des § 17 Abs. 2 KrWG fiir die Uberlassung von Abféllen zur Verwertung an gemeinnitzige
oder gewerbliche Sammler.

§7
Mitwirkungs- und Auskunftspflichten

(1) Wer die Abfallentsorgungseinrichtung der Stadt benutzt, muss die fur eine ordnungsge-
male Abfallwirtschaft benétigten Auskiinfte erteilen und alle notwendigen MaRnahmen treffen,
damit Abfalle umweltvertraglich entsorgt werden kénnen.

(2) Die Anschluss- und ggf. die Uberlassungspflichtigen miissen der Stadt oder einer von
ihr bestimmten Stelle fir jedes anschlusspflichtige Grundstiick die fiir die Abfallentsorgung und
die Gebuhrenberechnung und -erhebung wesentlichen Umstande mitteilen; dazu gehoéren ins-
besondere Angaben Uber den Grundstickseigentimer und die sonstigen zur Nutzung des
anschlusspflichtigen Grundstlicks Berechtigten, Anzahl der auf dem Grundstlick befindlichen
privaten Haushaltungen und Einrichtungen aus anderen Herkunftsbereichen sowie Uber die
Art, die Beschaffenheit und die Menge der Abfélle, die der Stadt Gberlassen werden missen.
Wenn sich die in Satz 1 genannten Gegebenheiten andern oder wenn auf einem Grundstiick
erstmals Uberlassungspflichtige Abfélle anfallen, haben die Anschluss- und Uberlassungs-
pflichtigen unaufgefordert und unverziiglich entsprechende Mitteilungen zu machen.

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 kann die Stadt von den Anschluss- und den Uberlassungs-
pflichtigen jederzeit Auskunft Gber die fur die Abfallentsorgung und die Gebihrenberechnung
wesentlichen Umstande verlangen. Die Eigentimer und Besitzer von Grundstucken, auf de-
nen Uberlassungspflichtige Abfalle anfallen, sind verpflichtet, das Betreten der Grundstiicke
zum Zwecke der Aufstellung der Abfallbehéltnisse, des Einsammelns und zur Uberwachung
des Getrennthaltens und der Verwertung von Abfallen nach Mafligabe des § 19 KrWG zu dul-
den. Die Stadt hat nach MalRgabe des § 47 Kr'WG das Recht, von den Anschlusspflichtigen
und den Uberlassungspflichtigen, die Vorlage von Unterlagen zu verlangen, aus denen Art,
Menge und Entsorgungsweg der anfallenden Abfalle hervorgehen. Befinden sich mehrere
Wohn- und/oder Gewerbeeinheiten auf einem Grundstlick, so kann die Stadt vom Anschluss-
pflichtigen verlangen, dass er der Stadt eine Person benennt, die fiir die ordnungsgemale
Befullung und Bereitstellung der Abfallbehalter verantwortlich ist. Vermieter und Hausverwal-
tungen haben die Mieter mindestens einmal jahrlich und bei Neuvermietungen auf die
Vorschriften zur Abfalltrennung nach dieser Satzung hinzuweisen.

(4) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend fur Erzeuger oder Besitzer von Abféllen zur
Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen. Dies gilt insbeson-
dere flr erforderliche Mitteilungen zur Ermittlung der Restabfallbehalterkapazitat nach § 12
Abs. 2.

(5) Sofern Mitteilungen nicht oder nicht rechtzeitig erfolgen, werden die erforderlichen Werte
geschatzt und fur die Ermittlung der Restabfallbehalterkapazitat solange zugrunde gelegt, bis
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die tatsachlichen Werte vom Verpflichteten gemeldet und von der Stadt anerkannt worden
sind.

§8

Storungen in der Einsammlung und Beférderung

(1) Wird die Abfallentsorgung infolge hdherer Gewalt, behdrdlicher Verfugung, Betriebssto-
rung, betriebsnotwendiger Arbeiten oder sonstiger betrieblicher Grinde voribergehend
eingeschrankt, unterbrochen oder verspatet durchgeflihrt, so besteht kein Anspruch auf Ge-
bihrenminderung oder Schadenersatz. Die unterbliebenen MalRnahmen werden, soweit
erforderlich, sobald wie mdglich nachgeholt.

(2) Die bereits zur Einsammlung und Beforderung bereitgestellten Abfalle sind bei Stérun-
gen nach Absatz 1, die langer als einen Tag andauern, von den Uberlassungspflichtigen
wieder zurickzunehmen. Abfallbehaltnisse sind an ihren gewohnlichen Standplatz zurtickzu-
stellen.

§9

Eigentumsiibertragung

Der Abfall geht mit dem Verladen auf ein Sammelfahrzeug oder mit der Uberlassung in
einem jedermann zuganglichen Sammelbehalter oder einer sonstigen Sammeleinrichtung in
das Eigentum der Stadt tGber. Wird Abfall durch den Besitzer oder flir diesen durch einen Dirit-
ten zu einer Abfallbehandlungsanlage des Landkreises gebracht, so geht der Abfall mit dem
gestatteten Abladen in das Eigentum des Landkreises Uber. Im Abfall gefundene Wertsachen
werden als Fundsachen behandelt. Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen
Wertgegenstanden zu suchen. Fir die in diesem Zusammenhang widerrechtlichen Handlun-
gen oder Unterlassungen der mit der Abfallentsorgung betrauten Personen Ubernimmt die
Stadt keine Haftung.

§10
Trennen, Einsammeln und Befordern

(1) Die von der Stadt einzusammelnden und zu beférdernden Abfélle sind vor deren Uber-
lassung gemaR dieser Satzung zu trennen.

(2) Die der Stadt zu Uberlassenden Abfélle werden eingesammelt und befordert
1. durch die Stadt oder von ihr beauftragte Dritte, insbesondere privaten Unternehmen,

a) im Rahmen des Holsystems (§ 11) oder
b) im Rahmen des Bringsystems (§ 15) oder

2. durch die Besitzer selbst oder ein von ihm beauftragtes Unternehmen (§17).

§ 11

Holsystem

(1) Beim Holsystem werden die Abfalle gemaR den entsprechenden Anforderungen in der
von der Stadt Wasserburg a. Inn in verdéffentlichten Abfallinformation nach Malgabe des § 12
am oder auf dem Anfallgrundstiick oder an einem von der Stadt festgelegten Bereitstellungs-
platz abgeholt.
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(2) Dem Holsystem unterliegen

1. Restabfalle,

2. Papier, Pappe, Kartonagen (Papier)

3. Bioabfalle, mit Ausnahme von holzigen Gartenabfallen
sofern sie nicht im Bringsystem (§ 15) Uberlassen werden.

§12
Anforderungen an die Abfalliiberlassung im Holsystem

(1) Die im Holsystem zu entsorgenden Abfalle sind vom Abfallbesitzer in dem von der Stadt
ausgegebenen und daflir vorgesehenen Abfallbehaltnis zur Einsammlung und Beférderung
bereitzustellen.

(2) Die Abfallbehaltnisse werden von der Stadt zur Verfigung gestellt; sie kbnnen ver-
schlie3bar oder nicht verschlie3bar sein. Ausgegeben werden folgende Abfallbehaltnisse:

a) Abfallbehaltnisse mit 120 Liter Fillraum, fir Rest-, und Bioabfalle

b) Abfallbehaltnisse mit 240 Liter Fullraum, fir Rest-, Papier- und Bioabfélle
c) Abfallbehaltnisse mit 660 Liter Fillraum, fir Bioabfalle

d) Abfallbehaltnisse mit 1.100 Liter Flllraum. fir Rest- und Papierabfalle

(3) Die Anschlusspflichtigen haben der Stadt oder einer von dieser bestimmten Stelle Art,
Grofle und Zahl der von ihnen benétigten Abfallbehaltnisse (verschlielbar oder nicht ver-
schlieRbar) zu melden. Auf jedem anschlusspflichtigen Grundstiick muss flir jeden privaten
Haushalt und fur jede Einrichtung aus sonstigen Herkunftsbereichen (dazu zahlen auch Schu-
len, Behorden, Krankenhauser usw.) jeweils mindestens ein zugelassenes Abfallbehaltnis fir
Rest- Papier- und Bioabfall vorhanden sein, sofern ein Anschlusszwang nach § 6 besteht und
keine Befreiung nach § 6 Abs. 2 — 5 vorliegt. Die Stadt kann Art, GréRe und Zahl der zu ver-
wendenden Abfallbehaltnisse durch Anordnung fir den Einzelfall und abweichend von der
Meldung nach Satz 1 festlegen, insbesondere wenn die Kapazitat fur die Aufnahme des regel-
mafig anfallenden Abfalls nicht oder nicht mehr ausreicht oder der begriindete Verdacht
besteht, dass Abfalle unerlaubt entsorgt werden. Auf Antrag kénnen fir maximal 10 Grundstu-
cke, die in einem engen raumlichen Bereich liegen (Nachbargrundstiick) oder fir mehrere
private Haushalte und/oder Einrichtungen aus sonstigen Herkunftsbereichen auf einem
Grundstiick gemeinsam genutzte Abfallbehaltnisse zugelassen werden, wenn sich einer der
Anschlusspflichtigen gegenuber der Stadt zur Zahlung der Abfallgebihren verpflichtet und die
Verantwortung fur die ordnungsgemale Befullung und Bereitstellung der Abfallbehalter Gber-
nimmt. Soweit keine Geblhrenpflicht besteht, muss sich ein Anschlusspflichtiger zur
Registrierung des Abfallbehaltnisses verpflichten. Die Stadt kann die Genehmigung dazu je-
derzeit widerrufen. Bei entsprechenden baurechtlichen Gegebenheiten kann die Stadt
ihrerseits die Aufstellung von Abfallbehaltnissen zur gemeinsamen Benutzung am dafiir vor-
gegebenen Standplatz verlangen.

§13
Benutzung und Bereitstellung der Abfallbehaltnisse im Holsystem

(1) Die Anschlusspflichtigen haben daflir zu sorgen und im Einzelfall der Stadt nachzuwei-
sen, dass die Abfallbehaltnisse den zur Nutzung der anschlusspflichtigen Grundstiicke
Berechtigten jederzeit zuganglich sind und von diesen regelmafig und ordnungsmafig benutzt
werden. Technische Einrichtungen zur individuellen Abrechnung der von den Nutzern eines
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Grundstiicks entsorgten Abfélle (z. B. Containerschleusen) sind der Stadt anzuzeigen. Auf
Verlangen sind der Stadt die jahrlichen Entsorgungsvorgange der Nutzer nachzuweisen.

(2) Die Abfallbehaltnisse dirfen nur zur Aufnahme von Abfallen verwendet werden, die Ge-
genstand des Anschluss- und Uberlassungsrechtes sind und fiir die das Abfallbehaltnis
vorgesehen ist. Werden in das Abfallbehaltnis andere Abfalle eingebracht, stellt dies einen
Verstol3 gegen § 10 Abs. 1 dar. In diesem Fall wird das Abfallbehaltnis vom Sammelfahrzeug
nicht geleert. Der Nutzer des Abfallbehaltnisses ist verpflichtet, die nicht erlaubten Abfalle zu
entnehmen und das Abfallbehaltnis bei der nachsten Leerung bereitzustellen oder eine Son-
derentleerung gegen Gebuhr nach § 4 Abs. 2 der Abfallgeblhrensatzung zu beantragen. Die
Abfallbehaltnisse durfen nur soweit geflllt werden, dass ihre Deckel ohne Anwendung von
Gewalt ordnungsgemal gut abschliel3en; sie sind stets verschlossen und betriebsbereit zu
halten. Abfalle durfen nicht in Abfallbehaltnisse eingestampft, in anderer Weise verdichtet, ein-
geschlammt oder in ihnen verbrannt werden; brennende, gliihende und heil’e Abfalle sowie
sperrige Gegenstande und sonstige Abfalle, die Abfallbehaltnisse, Sammelfahrzeuge oder
Entsorgungsanlagen beschadigen oder ungewohnlich verschmutzen kénnen, dirfen nicht in
Abfallbehaltnisse gefullt werden. Die gefullten Abfallbehaltnisse dirfen das maximal zulassige
Gesamtgewicht nicht Uberschreiten. Das maximal zulassige Gesamtgewicht betragt bei 60 bis
120 Liter Abfallbehaltnissen 50 kg, bei 240 Liter Abfallbehaltnissen 100 kg, bei 660 Liter Ab-
fallbehaltnissen 300 kg und bei 1.100 Liter Abfallbehadltnissen 400 kg. An den
Abfallbehaltnissen dirfen keine Veranderungen vorgenommen werden. Die Abfallbehaltnisse
sind schonend zu behandeln, witterungsgeschutzt aufzustellen und in regelmafigen zeitlichen
Abstanden oder bei Bedarf so zu sdubern, dass bei der Entleerung keine Ruckstéande in ihnen
verbleiben und keine Geruchsbelastigung von ihnen ausgehen. Kommt der Anschlusspflich-
tige trotz zweimaliger Aufforderung seiner Pflicht zur S&uberung nicht nach, kann die Stadt
dies auf seine Kosten veranlassen. Beschadigungen oder Verluste an Abfallbehaltnissen sind
der Stadt unverziglich anzuzeigen. Fir das Abhandenkommen von Abfallbehaltnissen oder
fur Schaden an den Abfallbehaltnissen durch unsachgemafie Nutzung haftet der Anschluss-
pflichtige, falls er nicht nachweist, dass ihn kein Verschulden trifft.

(3) Der gewodhnliche Standplatz fir die Abfallbehaltnisse muss sich auf dem Grundstick,
auf dem die Abfalle anfallen, befinden. Er ist so zu wahlen, dass eine Geruchsbelastigung der
Grundstucksbewohner oder der Nachbarschaft und eine Beeintrachtigung des Ortsbildes wei-
testgehend vermieden wird. Die Standplatze, Transportwege und Bereitstellungsplatze
mussen den Unfallverhitungsvorschriften entsprechen. Die Abfallbehaltnisse missen leicht
bewegt und ohne Zeitverlust und Schwierigkeiten abgeholt und entleert werden konnen. Jedes
Abfallbehaltnis ist einem Grundstuck zugeordnet und darf nicht auf ein anderes Grundstuck
verbracht werden.

(4) Am Leerungstag sind die Abfallbehaltnisse durch die Abfallbesitzer so aufzustellen, dass
sie ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust entleert werden kénnen. Die Anschluss- und Uber-
lassungspflichtigen haben dafir zu sorgen, dass die Abfallbehaltnisse unmittelbar vor der
Entleerung, friihestens jedoch um 19.00 Uhr am Vortag der Leerung, mit geschlossenem De-
ckel an die Stralle gestellt werden; nach der Entleerung sind die Abfallbehaltnisse
unverzlglich, spatestens jedoch bis 19.00 Uhr des Leerungstages, an ihren gewohnlichen
Standplatz zuriickzubringen. Kann das Grundstuick nicht unmittelbar von den Sammelfahrzeu-
gen angefahren werden oder wirde dies einen unvertretbaren Zeit- oder Arbeitsaufwand
erfordern, mussen die Abfallbehaltnisse von den Pflichtigen an einen flr diesen Fall von der
Stadt oder deren Beauftragten bestimmten Standplatz gebracht werden, der an einer mit Sam-
melfahrzeugen im Einzelfall befahrbaren o6ffentlichen Verkehrsflache liegt. Fahrzeuge oder
FuRganger dirfen durch die Aufstellung der Abfallbehaltnisse nicht behindert oder gefahrdet
werden.
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§14
Haufigkeit und Zeitpunkt der Einsammlung und Beférderung im Holsystem

(1) Die Entleerung der 60- Liter bis 240- Liter Restabfall- und Papierabfallbehaltnisse erfolgt
grundsatzlich 4-wochentlich. 1.100 Liter Papierabfallbehaltnisse werden 2-wéchentlich ge-
leert. Auf Antrag werden 120- Liter Restabfallbehaltnisse auch 2-wéchentlich, 240- Liter und
1.100- Liter Restabfallbehaltnisse auch 2-wdchentlich bzw. wochentlich entleert. Die Entlee-
rung der Bioabfallbehaltnisse erfolgt 2-wodchentlich. Im Einzelfall kénnen auch
zwischenzeitliche Entleerungen erfolgen. Die fur die Entleerung in den einzelnen Teilen des
Entsorgungsgebietes vorgesehenen Wochentage werden von der Stadt bestimmt und ortsib-
lich bekanntgegeben. Fallt ein vorgesehener Wochentag auf einen gesetzlichen Feiertag, so
erfolgt die Entleerung grundsatzlich am folgenden Werktag. Muss der Zeitpunkt der Entleerung
verlegt werden, wird dies nach Mdglichkeit bekanntgegeben.

(2) Die Stadt kann im Einzelfall oder allgemein fur bestimmte Entsorgungsgebiete einen
langeren oder kiurzeren Entleerungsrhythmus festlegen in diesem Fall gilt Absatz 1 Satz 3
entsprechend. Muss der Zeitpunkt der Entleerung verlegt werden, soll dies rechtzeitig ortsib-
lich bekanntgegeben werden.

§ 15
Bringsystem

(1) Beim Bringsystem werden die Abfalle gemaf den entsprechenden Anforderungen in der
von der Stadt Wasserburg a. Inn in veréffentlichten Abfallinformation und auf Grundlage der
Benutzungsordnungen fur den Wertstoffhof und die Wertstoffinseln, nach Mal3gabe des § 16
in allgemein zuganglichen Sammelbehaltern (an Wertstoffinseln) oder an zentralen Stellen
(am Wertstoffhof), die die Stadt oder deren Beauftragter im Rahmen der 6ffentlichen Abfallent-
sorgungseinrichtung oder im Auftrag eines Dritten bereitstellt, getrennt erfasst.

(2) Dem Bringsystem unterliegen,

1. Folgende Abfélle, die einer Vorbereitung zur Wiederverwendung oder Verwertung zuge-
fuhrt werden kénnen (Abfalle zur Wiederverwendung oder zur Verwertung):
a) Glasverpackungen (Hohlglas) getrennt nach den Farben Weif3, Griin und Braun;

b) Leichtverpackungen wie Weillblechverpackungen, Aluminiumverpackungen, Getran-
keverbundverpackungen, Kunststoffverpackungen;

c) Metall;
d) Holz (Kat. A I bis Kat. A IV AltholzV);

e) Gartenabfalle, soweit sie nicht der Eigenkompostierung zugeflihrt werden oder Uber
die Biotonne entsorgt werden kénnen

f)  Kunststoffe (stoffgleiche Nichtverpackungen);

g) Bauschutt;

h) Flachglas;

i) Textilien, Schuhe;

j)  Kork (natur);

k) Wachs;

) Compact Discs;

m) Speisefett/-0l;

n) Papier, Pappe, Kartonagen (Papier), sofern hinsichtlich der Menge oder Gréle eine

Uberlassung im Holsystem nach § 11 Abs. 2 Nr. 2 nicht mdglich ist oder eine Befreiung
vom Anschlusszwang nach § 6 vorliegt;
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0) Bioabfall; sofern eine Befreiung vom Anschlusszwang nach § 6 vorliegt
jeweils nur in haushaltstiblichen Mengen.

2. Folgende Abfalle, die wegen ihres Schadstoffgehalts oder aufgrund rechtlicher Vorgaben
getrennt vom Restabfall zu entsorgen sind (gefahrliche Abfalle):

a) Elektro- und Elektronikgerate;

b) Haushaltsbatterien;

c) Energiesparlampen, Leuchtstoffrohren;
d) PUR-Schaumdosen;

e) Tonerkartuschen, Druckerpatronen;

jeweils nur in haushaltsublichen Mengen.
3. Sperrabfall in haushaltsiblichen Mengen.

4. Restabfall, soweit er nicht im Holsystem nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 Uberlassen wird oder eine
Befreiung nach § 6 vorliegt.

§ 16
Anforderungen an die Abfallliiberlassung im Bringsystem

(1) Fur die Entsorgung von Abféllen im Bringsystem, erlasst die Stadt fur die Benutzung
des Wertstoffhofes und der Wertstoffinseln jeweils eine Benutzungsordnung. Die in § 15 Abs.
2 Nr. 1. bis 4. aufgefiihrten Abfélle sind von den Uberlassungspflichtigen bereits an der Anfall-
stelle getrennt zu erfassen und nach MalRgabe der von der Stadt Wasserburg a. Inn in
ortstblicher Weise veroéffentlichten Abfallinformationen und auf Grundlage der Benutzungs-
ordnungen fur den Wertstoffhof und die Wertstoffinseln, in die von der Stadt Wasserburg a.
Inn dafir bereitgestellten und entsprechend gekennzeichneten Sammelbehalter einzugeben
bzw. in den daflir eingerichteten Sammelstellen abzugeben. Andere als die nach der jeweiligen
Aufschrift vorgesehenen Abfalle sowie Restabfall durfen weder in die Sammelbehalter einge-
geben, noch neben den Sammelbehaltern zuriickgelassen werden. Die Benutzung der
Sammelbehalter an den Wertstoffinseln ist nur werktags zwischen 7.00 und 20.00 Uhr zulas-
sig.  Verkaufsverpackungen (i.S.d.  Verpackungsverordnung) von  gewerblichen
Endverbrauchern dirfen grundsatzlich nur am Wertstoffhof abgegeben werden.

(2) Gefahrliche Abfalle im Sinne des § 15 Abs. 2 Nr. 2 sind vom Abfallbesitzer dem zustan-
digen Personal am Wertstoffhof zu Ubergeben. Gefahrliche Abfélle, die z. B. aus
Arbeitsschutzgriinden oder wegen des Gefahrdungspotentials nicht am Wertstoffthof ange-
nommen werden dirfen, wie Pflanzenschutz- und Schadlingsbekdmpfungsmittel, 6l- und
I6semittelhaltige Stoffe, Desinfektions- und Holzschutzmittel, Spraydosen, Chemikalien, Sau-
ren, Laugen, Salze usw., sind Uber das Umweltmobil des Landkreises Rosenheim oder an der
Problemmuillannahmestelle des Landkreises Rosenheim in Raubling zu entsorgen. Standorte
und Annahmezeiten mobiler Annahmestellen (z. b. Umweltmobil) werden 6ffentlich bekannt-
gegeben.

(3) Sperrabfall, der infolge seiner Grofe, seines Gewichtes oder seiner Sperrigkeit nicht in
die zugelassenen und bereitzustellenden Abfallbehaltnisse eingeflllt werden kann oder der
das Entleeren dieser Behaltnisse erschwert, ist vom Abfallbesitzer dem zustandigen Personal
am Wertstoffhof zu Gbergeben.

(4) Die Uberlassung von Rest- Papier- und Bioabfall im Bringsystem kann auf Antrag ge-
nehmigt werden. Die Genehmigung kann widerrufen werden.
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(5) Fur die Uberlassung von Rest- und Bioabfall im Bringsystem gibt die Stadt pro Wohn-
bzw. Gewerbeeinheit je angeschlossenem Grundstiick, jeweils eine Benutzerkarte aus. Im
Falle einer Befreiung vom Anschlusszwang an das Holsystem nach § 6 Abs. 2 bis 5, hat bei
vermieteten Grundstiicken der Eigentiimer oder die Hausverwaltung die Ubergabe der Benut-
zerkarten an die Mieter oder Pachter gegen Unterschrift der Stadt innerhalb vier Wochen
nachzuweisen. Dasselbe gilt bei einem Mieter- oder Pachterwechsel. Das Abhandenkommen
von Benutzerkarten ist umgehend der Stadt zu melden. Im Falle einer Befreiung vom An-
schlusszwang aan das Holsystem nach § 6 Abs. 2 bis 5, hat bei vermieteten Grundsticken
der Eigentimer oder die Hausverwaltung bei Verlust einer Benutzerkarte unverziglich eine
neue zu beantragen und dem Mieter oder Pachter gegen Unterschrift zu Gbergeben. Fur den
unrechtmafRigen Gebrauch von Benutzerkarten haftet der Kartenbesitzer, sofern er nicht nach-
weisen kann, dass ihn kein Verschulden ftrifft.

(6) Abfalle, die am Wertstoffhof angeliefert werden, sind zu deklarieren und so zu Uberlas-
sen, dass der Betriebsablauf nicht beeintrachtigt wird. Die Benutzung richtet sich im Ubrigen
nach der jeweiligen Benutzungsordnung. Ist der Betrieb des Wertstoffhofes gestort, so ist die
Stadt insoweit vortibergehend nicht zur Annahme von Abfallen verpflichtet. Ein Schadener-
satzanspruch ist ausgeschlossen.

§17
Selbstanlieferung von Abfallen zu den Abfallbehandlungsanlagen des Landkreises

Im Rahmen ihrer Verpflichtung nach § 6 Abs. 2 und 3 haben die Besitzer ihre in § 4 Abs. 1
genannten Abfalle den daflr zur Verfigung stehenden Abfallbehandlungsanlagen des Land-
kreises zuzufiihren. Der Landkreis gibt eine Ubersicht der fiir die Anlieferung zugelassenen
Einrichtungen bekannt. Der Abfallbesitzer hat die Anlieferung entsprechend den fir die ein-
zelne Einrichtung geltenden Bestimmungen des Landkreises Rosenheim in eigener
Verantwortung vorzunehmen. Der Landkreis kann im Ubrigen die Anlieferung durch Anord-
nung fir den Einzelfall regeln.

§18
Bekanntmachungen

Die in dieser Satzung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen grundsatzlich im Amts-
blatt der Stadt Wasserburg a. Inn (Wasserburger Heimatnachrichten). In Ausnahmefallen
konnen Bekanntmachungen auch in anderer Art und Weise erfolgen.

§19
Anordnungen fiir den Einzelfall und Zwangsmittel

(1) Die Stadt kann zur Erfiillung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen An-
ordnungen fir den Einzelfall erlassen.

(2) Fur die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen
oder Unterlassungen gelten die Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes (BayVwZVG).
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§ 20
Gebiihren

Die Stadt Wasserburg a. Inn erhebt fir die Benutzung ihrer 6ffentlichen Abfallentsorgungs-

einrichtung Gebuhren nach MalRgabe einer besonderen Geblhrensatzung.

§21
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 7 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG i. V. m. Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbul3e

belegt werden, wer

1.

w

entgegen § 2 Abs. 5 nicht zugelassene Verpackungen, Behaltnisse oder Bestecke aus-
gibt;

gegen die Uberlassungsverbote in § 4 Abs. 1 zuwiderhandelt;

den Vorschriften des Anschluss- und Uberlassungszwangs (§ 6) zuwiderhandelt;

den Mitwirkungs- und Auskunftspflichten (§ 7) nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig o-
der mit unrichtigen Angaben nachkommt;

seiner Verpflichtung, nicht abgeholte Abfélle wieder zurickzunehmen (§ 8 Abs. 2), nicht
nachkommt;

gegen die Vorschriften Gber das Trennen, die Abfalliberlassung, der Benutzung und der
Bereitstellung Abfallbehaltnisse im Holsystem (§ 10 Abs. 1, § 12, 13, und 14) verstoft;

gegen die Vorschriften Uber das Trennen und die Abfalliberlassung im Bringsystem (§ 15
und 16) verstoRt;

gegen die Vorschriften Uber die Selbstanlieferung von Abfallen (§ 17) verstoft;

Abfalle bereitstellt oder anliefert, die nicht im Gebiet der Stadt Wasserburg a. Inn angefal-
len sind.

(2) Andere Straf- und Buldgeldvorschriften, insbesondere § 326 Abs. 1 StGB, § 69 KIWG

und Art. 33 BayAbfG bleiben unberihrt.

§ 22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abfallwirtschaftssatzung

vom 30.11.2018 aul3er Kraft.

Wasserburg a. Inn, den 08.11.2021
STADT WASSERBURG A. INN

Michael Kalbl
1. Blrgermeister
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Bekanntmachungsvermerk

Die Neufassung der Abfallwirtschaftssatzung zum 01.01.2022 (Anlage), aufgrund des Stadtratsbe-
schlusses vom 28.10.2021, wird nach Ausfertigung im Amtsblatt der Stadt Wasserburg a. Inn
(,Wasserburger Heimatnachrichten“) Nr. 20/2021 vom 19.11.2021 verdffentlicht. Die Satzung tritt am
01.01.2022 in Kraft.

Wasserburg a. Inn, 08.11.2021
Stadt Wasserburg a. Inn

Michael Kolbl
1. Burgermeister



	§ 1
	Aufgabenübertragung
	§ 2
	Zielsetzung, Aufgaben und Grundsätze der Abfallwirtschaft
	§ 3
	Begriffsbestimmungen
	§ 4
	Ausschlüsse
	§ 5
	Anschluss- und Überlassungsrecht
	§ 6
	Anschluss- und Überlassungszwang
	§ 7
	Mitwirkungs- und Auskunftspflichten
	§ 8
	Störungen in der Einsammlung und Beförderung
	§ 9
	Eigentumsübertragung
	§ 10
	Trennen, Einsammeln und Befördern
	§ 11
	Holsystem
	§ 12
	Anforderungen an die Abfallüberlassung im Holsystem
	§ 13
	Benutzung und Bereitstellung der Abfallbehältnisse im Holsystem
	§ 14
	Häufigkeit und Zeitpunkt der Einsammlung und Beförderung im Holsystem
	(2) Die Stadt kann im Einzelfall oder allgemein für bestimmte Entsorgungsgebiete einen längeren oder kürzeren Entleerungsrhythmus festlegen in diesem Fall gilt Absatz 1 Satz 3 entsprechend. Muss der Zeitpunkt der Entleerung verlegt werden, soll dies r...
	§ 15
	Bringsystem
	§ 16
	Anforderungen an die Abfallüberlassung im Bringsystem
	§ 17
	Selbstanlieferung von Abfällen zu den Abfallbehandlungsanlagen des Landkreises
	§ 18
	Bekanntmachungen
	§ 19
	Anordnungen für den Einzelfall und Zwangsmittel
	§ 20
	Gebühren
	§ 21
	Ordnungswidrigkeiten
	§ 22
	Inkrafttreten

